
Brief Max Reimanns an Oberstaatsanwalt Schneider
Der Oberstaatsanwalt beim Landgericht in Dortmund hatte den Vorsitzenden der KPD, Max R ei­

m a n n ,  aufgejordert, sich über bestimmte Stellen des Programms seiner Partei und ihre strafrecht­
liche Relevanz zu äußern. Die Antwort Max Reimanns ist von prinzipieller Bedeutung, da eine große 
Reihe von Patrioten in Westdeutschland deshalb verhaftet und mit der Durchführung von Straf­
verfahren bedroht sind, weil sie Positionen dieses Programms in Wahlreden vertreten haben.

Max R e i m a n n
Vorsitzender der Kommunistischen Partei Deutschlands 
Mitglied des Landtages Nordrhein-Westfalen

Herrn
Oberstaatsanwalt Dr. S c h n e i d e r
D o r t m u n d

Sehr geehrter Herr Oberstaatsanwalt!
Sie haben mich ersucht, meine Meinung über die juri­

stische Beurteilung gewisser Feststellungen zu äußern, 
die in dem „Programm der nationalen Wiedervereini­
gung Deutschlands“ der KPD enthalten sind, insbeson­
dere wünschen Sie, meine Meinung darüber zu hören, 
ob gewisse Teile dieses Programms „den Tatbestand 
der Vorbereitung eines hochverräterischen Unterneh­
mens sowie den Tatbestand einer Verunglimpfung und 
Beleidigung des Herrn Bundeskanzlers und der Bundes­
regierung (§§ 97, 185 StGB)“ erfüllen.

Ich komme Ihrem Wunsch gern nach, um so mehr, da 
offenbar in diesem Fragenkomplex in der Strafjustiz 
der Bundesrepublik nicht nur keine einheitliche Auffas­
sung, sondern sogar eine große Widersprüchlichkeit be­
steht. Diese Widersprüchlichkeit in den Auffassungen 
von Justizorganen und Juristen ist zweifellos hervorge­
rufen durch einen gewissen Druck amtlicher Stellen, die 
bei der Beurteilung des in Frage kommenden Kom­
plexes sich von eigenen politischen Interessen und nicht 
von einer juristischen Beurteilung leiten lassen.

Es ist Ihnen, Herr Oberstaatsanwalt, genau wie mir 
bekannt, daß die Adenauer-Regierung in der Beurtei­
lung des Tatbestandes der „Vorbereitung eines hochver­
räterischen Unternehmens“ von einem prinzipiellen Irr­
tum und einer notorischen Geschichtsfälschung ausgeht. 
Sie erklärt sich zum grundsätzlichen Nachfolger des ehe­
maligen Deutschen Reiches, was im Widerspruch steht 
zu allen nach der Beendigung des letzten Krieges gege­
benen Tatsachen, vor allem auch zum Potsdamer Ab­
kommen. Diese These steht im Gegensatz zum Grund­
gesetz, denn in der Präambel des Grundgesetzes heißt 
es wörtlich:

„Das gesamte deutsche Volk bleibt auf gef ordert, 
in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden.“

Daß die Adenauer-Regierung in keiner Weise berech­
tigt ist, sich als Nachfolger des ehemaligen Deutschen 
Reiches zu betrachten oder zu erklären, wird im letzten 
Artikel (146) des Grundgesetzes ausdrücklich bestätigt, 
denn in ihm heißt es, daß das Bonner Grundgesetz seine 
Gültigkeit an dem Tage verliert, „an dem eine Verfas­
sung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volk in 
freier Entscheidung beschlossen worden ist“. Die Ade­
nauer-Regierung verhindert jedoch eine solche freie Ent­
scheidung des deutschen Volkes, indem sie Verträge 
unterzeichnet, die eine prinzipielle Aufgabe nationaler 
Souveränitätsrechte bedeuten, die vor allem durch die 
EVG-Verträge Westdeutschland in ein Protektorat der 
amerikanischen Imperialisten verwandeln, wodurch die 
friedliche demokratische Wiedervereinigung Deutsch­
lands verhindert und Westdeutschland in einen aggres­
siven Kriegsblock einbezogen wird.

Es ist also offensichtlich, daß die Adenauer-Regierung 
ohne Rücksicht und im Widerspruch zum Wortlaut des
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Grundgesetzes die Verfassung bricht und all diejenigen 
der „Vorbereitung eines hochverräterischen Unterneh­
mens“ beschuldigt, die im Einklang mit dem Sinn und 
dem Wortlaut des Grundgesetzes gegen die Politik der 
Vertiefung der Spaltung Deutschlands, gegen die EVG- 
Verträge und gegen die Einbeziehung Westdeutschlands 
in das kriegerische Atlantikpaktsystem kämpfen. Nicht 
nur eine korrekte politische, sondern auch eine gewis­
senhafte juristische Prüfung dieser Frage müßte zu dem 
Ergebnis führen, daß die Adenauer-Regierung wider 
das Grundgesetz handelt und nicht die Kommunisten 
wie alle friedliebenden Bürger Westdeutschlands, die 
für die Beseitigung des Adenauer-Regimes kämpfen, da­
mit Deutschland demokratisch und friedliebend vereint, 
Krieg und Bruderkrieg verhindert werden.

Sie haben mich gebeten, zu einigen Teilen aus dem 
„Programm der nationalen Wiedervereinigung Deutsch­
lands“ der KPD Stellung zu nehmen. Zunächst darf ich 
bemerken, daß dieses Programm ein einheitliches Gan­
zes ist, ein Programm, das der gesamten friedliebenden 
Bevölkerung Westdeutschlands als Orientierung und 
Ziel im großen nationalen Befreiungskampf unseres 
Volkes, zu seiner nationalen Einheit auf demokratischer 
Grundlage, zur Erreichung seiner vollen Souveränität, 
zur Gestaltung freundschaftlicher und friedlicher Bezie­
hungen zu seinen Nachbarvölkern und damit zur Siche­
rung des Friedens dient. Die Kommunistische Partei 
Deutschlands ist die einzige Partei, die imstande war, 
dem deutschen Volk ein solches Programm vorzulegen, 
weil die KPD zugleich als einzige konsequente Partei 
der Arbeiterklasse kompromißlos die Sache unseres 
Volkes und unserer Nation vertritt und all ihr Streben 
darauf orientiert, die breitesten Bevölkerungsschichten 
über die von der Adenauer-Regierung heraufbeschwore­
nen Gefahren für die Nation, die Demokratie und die 
soziale Sicherheit aufzuklären, damit sich alle national­
bewußten, "wirklich demokratischen und patriotischen 
Kräfte zum gemeinsamen Widerstand gegen die ver­
derbliche Politik, gegen das verderbliche Adenauer- 
Regime vereinen.

Die von Ihnen zitierten Stellen aus dem „Programm 
der nationalen Wiedervereinigung Deutschlands“ recht- 
fertigen in nichts den Tatbestand der „Vorbereitung 
eines hochverräterischen Unternehmens“, sondern bestä­
tigen im Gegenteil den entschlossenen Willen der 
KPD, alle ihre Kräfte dafür einzusetzen, das deutsche 
Volk aufzurufen, „in freier Selbstbestimmung die Ein­
heit und Freiheit Deutschlands zu vollenden“. Ich er­
laube mir darum, auch im einzelnen auf von Ihnen 
zitierte Stellen einzugehen.

„Hundertfach ist der nationale Verrat, den das 
Adenauer-Regime beging und begeht. Es Unterzeich­
nete das Ruhrstatut. Es lieferte mit der Zustim­
mung zum Schuman-Plan das Verfügungsrecht über 
Kohle und Stahl den amerikanischen Imperialisten 
aus. Es verschacherte die deutsche Saar an das aus­
ländische Monopolkapital.“
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